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Kann ein Handlungsunfähiger Mitglied einer Kollektivgesellschaft werden?
Sachverhalt

Mit VB-Beschluss wurde ich als Beiständin ad hoc gem. Art. 392 Ziff. 1 ZGB für Frau R.B. eingesetzt mit dem Auftrag zu klären, ob die geplante Errichtung einer Kollektivgesellschaft, in der sie Mitglied wäre, für Frau R.B. von Interesse sei oder nicht. Frau R.B. ist betagt und gemäss Arztzeugnis nicht mehr urteils- und handlungsfähig. Frau R.B. ist Mitglied einer Erbengemeinschaft, welche zur Verwaltung der geerbten Liegenschaften eine Kollektivgesellschaft errichten, bzw. die bestehende weiterführen will. 

Vorgeschichte:

Die Geschwister S.J. und U.D. führten gemeinsam die im Handelsregister eingetragene Kollektivgesellschaft. Bruder S.J. verstarb 2002 und hinterliess den Nachlass seiner Schwester U.D. Dieselbe führte die Gesellschaft unter der gleichen Firma weiter, was steuerlich (erstaunlicherweise) akzeptiert wurde, da die Gesellschaft mit nur einem Mitglied ja faktisch nicht mehr bestehen konnte. Nachdem U.D. 2007 ebenfalls verstorben ist, will die Erbengemeinschaft diese Kollektivgesellschaft nun mit neuen Mitgliedern weiterführen.

Aktueller Stand der Abklärungen:

Aus steuertechnischen Gründen wäre die Errichtung/Weiterführung der bestehenden Kollektivgesellschaft mit neuen Gesellschaftsmitgliedern der Erbengemeinschaft wahrscheinlich von Vorteil. Dies die Meinung eines hiesigen Juristen/Steuerexperten.

Hingegen weiss ich immer noch nicht, ob Frau R.B. aufgrund ihrer Handlungs- und Urteilsunfähigkeit überhaupt Mitglied einer solchen Kollektivgesellschaft sein könnte, wenn sie darin rechtlich dauerhaft vertreten werden müsste. Oder anders gefragt, kann eine Kollektivgesellschaft mit einem handlungs- und urteilsunfähigen Mitglied überhaupt errichtet werden?

Erwägungen

1. Die Kollektivgesellschaft ist eine Gesellschaft, in der zwei oder mehrere natürliche Personen, ohne Beschränkung ihrer Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern, sich zum Zwecke vereinigen, unter einer gemeinsamen Firma ein Handels-, ein Fabrikations- oder ein anderes nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe zu betreiben (Art. 552 OR).

2. Ausser handlungsfähigen Personen können auch Handlungsunfähige (Minderjährige, Bevormundete) Mitglied einer Kollektivgesellschaft werden, sie bedürfen zum Beitritt allerdings sowohl der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters als auch der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 7 ZGB). Zwar entfällt bei Urteilsunfähigen die Möglichkeit, unter den genannten Voraussetzungen alle nötigen Geschäfte selbständig zu tätigen (Art. 412 ZGB), das schliesst die Möglichkeit der Gesellschaftsbeteiligung allerdings nicht aus. Wäre die Urteilsunfähige bereits Mitglied der Kollektivgesellschaft, so würde es genügen, nach der Inventaraufnahme eine Weisung der Vormundschaftsbehörde einzuholen, ob der Mandatsträger das Geschäft weiterführen oder liquidieren soll (Art. 403 ZGB).

3. Aufgrund der Steuergesetzgebung scheinen nach der Darstellung der Fragestellerin steuerrechtliche Vorteile verbunden zu sein, wenn die Liegenschaft der Erbengemeinschaft im Rahmen einer Kollektivgesellschaft verwaltet wird. Wenn dem so ist, so wäre im Interesse der vertretenen Person immer jener Weg zu wählen, der aus Sicht des Mündelvermögens der vorteilhaftere ist. Allerdings muss im vorliegenden Fall beachtet werden, dass die urteilsunfähige Gesellschafterin einer permanenten Beistandes bedarf, was auch nicht kostenneutral sein wird. Dabei könnte in Betracht gezogen werden, einen Mitgesellschafter als Beistand einzusetzen, weil sich die Interessen der Gesellschafter decken und nicht widersprechen. In diesem Fall müssten lediglich für Beschlüsse, welche den Gesellschaftsvertrag ändern, ein Kollisionsbeistand bestellt werden (Basler Kommentar OR II-Baudenbacher N 7 zu Art.552).

Fazit: Frau R.B. kann Mitglied der Kollektivgesellschaft werden, ob dies allerdings zu ihrem wirtschaftlichen Vorteil sei, muss durch einen Steuerberater beurteilt werden, welcher auch die Kosten der permanenten Beistandschaft in Betracht zieht.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12.11.2007
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